


DIE REGIERUNGEN HALTEN DEN SCHLÜSSEL 
IN DER HAND

Es liegt in der Hand der zuständigen Regierungen, die 
Bildungssysteme so zu gestalten, dass auch Roma-Kinder zu 
ihrem Recht auf Bildung kommen. Dazu haben sie sich mit 
�F�G�T���4�C�V�K�‚�\�K�G�T�W�P�I���K�P�V�G�T�P�C�V�K�Q�P�C�N�G�T���/�G�P�U�E�J�G�P�T�G�E�J�V�U�C�D�M�Q�O�O�G�P��
�X�G�T�R�ƒ�K�E�J�V�G�V����

Reformen im Bildungswesen erfordern Zeit und Ressour-
cen. Dies wird im internationalen Recht berücksichtigt. Den 
Zugang zu bestehenden Bildungsangeboten zu verweigern, ist 
jedoch nicht erlaubt. Die Diskriminierung von Roma aufgrund 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit ist ein Verstoß gegen die 
Menschenrechte.

Amnesty fordert von den zuständigen Regierungen daher

–	ein sofortiges Ende des getrennten Unterrichts 
–	systematisch Daten zu erfassen, um sicherzustellen und 
	 zu überwachen, dass es keine Diskriminierung im 
	 Schulsystem gibt
–	Roma-Kindern die notwendige Unterstützung zu bieten, 
	 damit sie in den allgemeinen Schulen ihr volles Potential 
	 entfalten können

Roma-Kindern wird nicht allein ihr Recht auf Bildung verwehrt. 
Auf längere Sicht erhalten sie damit auch nicht die Chance, 
eine ganze Reihe weiterer Menschenrechte wahrzunehmen. 
Dazu gehören unter anderem das Recht auf Gesundheit, Arbeit, 
Meinungsfreiheit und gesellschaftliche Teilhabe – denn Bildung 
ist eine entscheidende Grundlage für die Einforderung und Wahr-
nehmung dieser Rechte. Damit bleiben Roma in einem Teufels-
kreis aus Armut, Diskriminierung und Ausgrenzung gefangen.

RECHTE GESTÄRKT, ABER NICHT UMGESETZT

In den letzten Jahren ist das Recht der Roma auf eine gleich
wertige Bildung und einen gemeinsamen Schulbesuch mit ihren 
Altersgenossen zumindest auf dem Papier gestärkt worden.  
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat 2007 
festgestellt, dass die Tschechische Republik Roma diskriminiert, 
indem sie diese auf Schulen für Kinder mit „leichter geistiger 
Behinderung“ schickt. Dieses Urteil gilt es nun umzusetzen. 
Die slowakische Regierung hat mit der Schulverordnung 2008 
alle Formen von Diskriminierung verboten, darunter explizit auch 
ethnisch getrennten Unterricht.

Doch Vorurteile gegenüber Roma sind weiterhin weit verbreitet. 
Außerdem fehlt es an Kontrollen und statistischen Daten zum 
Schulwesen. Daher hat sich trotz eindeutiger rechtlicher Lage 
im Schulalltag noch nicht viel geändert. 

KEINE BILDUNG, KEINE  
ZUKUNFT
GETRENNTER UNTERRICHT GERINGERER  
QUALITÄT

Roma-Kindern wird in vielen Staaten Europas ihr Recht auf 
einen gleichen Zugang zu Bildung verweigert. Und das aus dem 
alleinigen Grund, dass sie aus einer Roma-Familie stammen.

Seit einigen Jahren begleitet Amnesty International die Ent-
wicklung der Bildungssysteme in Bosnien und Herzegowina, 
Kroatien, Slowenien, der Tschechischen Republik und der Slo-
wakischen Republik. In diesen Ländern werden Roma getrennt 
von den anderen Kindern in separaten Klassen oder Schulen 
nur für Roma unterrichtet. In der Tschechischen und der 
Slowakischen Republik werden Roma zudem in großer Zahl und 
nach fragwürdigen Tests auf Schulen für Kinder mit „leichter 
geistiger Behinderung“ geschickt. Dort werden sie nach einem 
reduzierten Lehrplan unterrichtet. Ihr Bildungsstand bleibt 
daher weit hinter dem ihrer Altersgenossen zurück.
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DAS MACHT AMNESTY INTERNATIONAL
Mit öffentlichen Aktionen, in Lobbygesprächen und mit 
Appellbriefen erinnert Amnesty International die zustän
�F�K�I�G�P���4�G�I�K�G�T�W�P�I�G�P���C�P���K�J�T�G���O�G�P�U�E�J�G�P�T�G�E�J�V�N�K�E�J�G�P���8�G�T�R�ƒ�K�E�J-
tungen. Zudem unterstützt Amnesty International lokale 
Organisationen dabei, sich gegen die Diskriminierung im 
Bildungssystem einzusetzen.

DAS KÖNNEN SIE TUN

Beteiligen Sie sich an den weltweiten Petitionen von 
Amnesty International. Schreiben Sie den Regierungen 
und lassen Sie diese wissen, dass Ihnen gleiche Bildungs
chancen für alle Kinder ein wichtiges Anliegen ist. Machen 
Sie deutlich, dass es nicht zu akzeptieren ist, dass im 
Europa des 21. Jahrhunderts Menschen aufgrund ihrer 
ethnischen Zugehörigkeit diskriminiert werden.


